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A. Personalnachrichterr

B. Erlasse und Bekanntmachungen der

C. Verordnungen, Rundverfügrrngen und
Bekanntma,chungen der Bezirks-

Bezirksregierung lf,Ieser-Ems

Auf Grund des Antrages vom 21. 1. 2OOO hat die Be-
zirksregierung Weser-Ems ..der Erzeugergemeinschaft
für Kartoffeln zur Herstellung von Veredelungsproduk-
ten Ankum und Umgebung w.V. mit Sitz in Nortrup die
Rechtsfähigkeit gem. S 22 BGB am 15. 2. 2OOO verlie-
hen.

a

D. Rechtsvorschriften, Verwaltungs-
vorschriften und Bekanntmaehun gen
ffi

I. Landesdienststellen (ohne B und C)

Amt für Agrarstruktur Oldenburg

GZ:  7 .2  -  4 .Oa 1812-611/O.3

26122 Oldenburg, den IO.O2.2OO0

Anordnung

In dem Flurbereinigungsverfahren Falkenberg-Var-
relbusch wird gem. $ 8 Abs. 1 des Flurbereinigungsge-
setzes (Flurbc) i. d. F. vom 16.03.1976 (BGBI. I, S. 546),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.06.1997 (BGBI. I,
S. 1430), eine geringfügige änderung des Flurberei-
nigrrngsgebietes angeordnet.

Eine Karte, aus der die neue Abgrenzung des Flurbe-
reinig'ungsgebietes flurstücksgenau ersichtlich ist so-
wie das Verzeichnis der von dieser Anordnung betroffe-
nen Flurstücke liegen für einen Monat ab Bekanntgabe
dieser Anordnung bei der Gemeinde Garrel zui Ein-
sichtnahme aus.

Das Verfahrensgebiet ändert sich wie folgt:

Aus dem Verfahren ausgeschlossen werden: Gemein-
de Garrel, Gemarkung Garrel, Flur 3O, Flurstücke 64/4
-  64 /L t ,  64 /L3 ,  641L5 -  64 /34 ,  6Aß,7013 -  7c .128,7r /4 ,
7r/7, 140/7, t40/5 - 14c./7, 140110 - L4c.123, 14012a -

140000o130, 14c.134, 740./37, 740./42, 740./44, 141/r - r4t/3,
14313, 15014, 150/5, 15c./7 .- 150/10, 15114, 151/9 -

151/13 ,  151/15  -  151123,  157/25  -  t5 !29 ,  r5L l32  -

75I/43, l5r/45 - 151152, 15212 - !52/5, 152/7 u. 153/8 -

153/13 .

Durch diese Anordnung werden 15,7453 ha ausge-
schlossen. Damit verringert sich das Verfahrensgebiet
von 1435,8O83 ha auf 1420,0630 ha.

BeEründunE:

Die oben aufgeführten Flächen sind zur Erreichung
der Ziele des Flurbereinigungsverfahrens nicht erfor-
derlich. Somit können diese Flächen aus dem Flurberei-
nigungsgebiet ausgeschlossen werden.
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Energieträger entstehen, zu berücksichtigen.

Durch den Ausschluß wird der Verwaltu
bei der Laufendhaitung der Flurbereinigung:sun
gen reduziert und damit eine Verfahrensbesc
gr.rng erreicht.

Von der hier vorliegenden Anordnung sind rd.,
der Verfahrensfiäche betroffen. Es handelt sich um
geringfügige Anderung des Verfahrensgebietes.

R,echtsbehelfsbelehrungi

Gegen diese Anordnung kann innerhaib eineS
nats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur
schrift Widerspruch beim Amt für
denburg, Markt L6, 26L22 Oldenburg, erhoben

Die Rechtsbehelfsfrist beginnt, wenn öffe
kanntmachung erfolgt, rnit dem ersten Tag
kanntmachung. Bei schriftlichem Widerspruch
die Frist nur $ewahrt, wenn das Widerspruc
ben innerhalb der Frist bei der vorgenannten
gegangen ist.

Winter
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II. Landkreise

III. Kreisfreie Städte

Stadt Oldenburg (Ordb)

Nahwärme-Satzung
der Stadt Oldenburg (Oldb)
für das Gebiet,des Bebauungsplanes
(südlich T\reelbäker Tledde/östlich
Kanal) einschließlich Schule Krusen
vom 23,11 .1999

Aufgrund der $$ 6, B und 40 der Nds. Gemei
nung (IüGO) in der Fassung vom 22.08.1996:.
GVBI. S. 382) hat der Rat der Stadt Oldenburg
am 23, 1 1 . 1 999 folgende Satzung beschlossen:
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Zweck und Gegenstand der Nahwär

(1) Aus Gründen des Umweltschutzes, i
zur Reinhaltung der Luft und zur Einsch
klimaschädigender Emissionen aus Feueru
gen liegt die Errichtung von Nah
emiss'ionsarriren Wärmebereitstellu
besorideren öffentlichen Interesse. Zu diesem
soll das Gebiet im Geltungsbereich des Bebau
plans S-7O2 einschließlich Schule KrusenbusC
Nahwärme versorgt welden.

(2) Als emissionsarme Wärmebereitstellu
sind vorrangig gasbetriebene Blockheizk
einzusetzen. Die Stadt Oldenburg (Oldb) kann
ben andere Wärmebereitstellungsanlagen füt
Nahwärmeversorgung zulassen, wenn durch
in Absatz 1 genannten Ziele erreicht werden u
Anlagen mindestens ebenso emissionsarm
der Emissionsbilanz sind die gesamten Kohle
xid- und anderen klimaschädigenden E

. die durch die Bereitstellunq und Verwendu
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(3) Die Wärmeverbrauchsanlagen auf den
stücken werden mit Wärme für folgend.e
cher versorgt:

Grund-
Verbrau-

- Gebäudeheizung

- Warmwasserbereitung

- sonstige Verbraucher, wie z. B. raumlufttechni_
sche Anlagen oder prozeßwärme für gewerbliche
Nutzung, sofern der genaue Wärmebedarf dieser
Anlagen feststeht und das vom Versorgung,sun_
ternehmen bereitgestellte Tbmperaturntveau zur
Beheizung ausreicht.

s 2
Geltungsbereich der Nahwäimeversorgung.

(1) Die Bestimmungen über den Anschluß der Grund_
stücke an das Nahwärmenetz gelten innerhalb der
Grenzen des anliegenden planes. Dieser plan ist Be_
standteil der Satzung.

(2) Die in dieser Satzung für die Grundstückseigentü_
mer vorgegebenen Vorschriften gelten entspre_
chend. auch für Erbbauberechtigte, Niäßbraucher
und Personen, die die tatsächliche Gewalt über eine
bauliche Anlage oder ein Grundstück ausüben.

(3) Als Grundstücke im Sinne der Satzung ist ohne
Rücksicht auf die Grundbuchbezeichnung jeder zu_
sammenhängende Grundbesitz anzusehen, der eine
seibständige wirtschaftiiche Einheit bildet, insbe-
sondere dann, wenn ihm eine besondere Hausnum-
mer  zugete i l  I  i s l .  

i
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Anschluß- und Benutzungsrecht

(1) Jeder Eigentümer eines im Geltungsbereich iiegen_
den, durch eine betriebsfertige Versorgungsleitung
erschlossenen bebauten oder bebaubaren Grund_
stücks kann verlangen, daß sein Grundstück an das
Nahwärmenetz angeschlossen wird (Anschluß-
recht).

(2) Nach dem betriebsfertigen Anschluß an das
Nahwärmenetz lnat der Anschlußnehmer das Recht.
die benötigten Wärmemeng.en aus den Versor_
gungsanlagen zu entnehmen (Benutzungsrecht).

(3) Soweit und solange der Anschluß wegen der beson_
deren Lage des Grundstücks oder auch sonstigen
technischen oder wirtschafilichen Gründen rnit er_
heblichen Schwierigkeiten verbunden ist oder dafür
besondere Maßnahmen oder Aufwendungen erfor_
derlich sind, kann die Stadt Oldenburg (Oldb) den
Anschluß versagen und den Antragsteller auf and.e-
re Energieguellen verweisen. Dies gilt nicht, wenn
sichergestellt wird, daß der Antragsteller die ent_
sprechenden Mehrkosten für alle erforderlichen be_
sonderen Maßnahmen oder Aufwendungen trägt.

s 4
Anschluß- und Benutzungszwang.

(1) Soweit ein Anschluß- und Benutzungsrecht besteht,
ist jeder Grundstücksei gentümer verpflichtet, sich
an das öffeniliche Nahwärmenetz anzuschließen
(Anschlußzwang), es sei d.enn, es wird nachEewie_
sen, daß der gesamte Wärmebedarf durch Äissi_
onsfreie, regenerative Energien gedeckt wird. Befin-
den sich auf dem Grundstück mehrere Gebäud.e, in

denen Wärme für die in $ 1 Abs. 3
Zwecke benötigt wird, so ist jedes d.ieser
zuschließen. Art und Anzahl der Ansc
das Versorg.ungsunternehmen fest.

(2) Auf Grundstücken, die an das öffentliche N
menetz angeschlossen sind, ist der g,esamEe
für die in $ 1 Abs. B genannten Zwecke
Iich aus dem Nahwärmenetz zu decken
zung'szwang). Diese Verpflichtung obli
Grundstückseigentümern sowie sämilichei
zern der Gebäude und sonstigen Wär
chern.

(3) Auf den anschlußpflichtigen Grundstücken
Betrieb von Anlagen für die in $ 1 Abs. B
Zwecke mit Kohle, Koks, ö1, Gas oder
sten, flüssigen oder gasförmigen Stoffen, die
oder Abgase entwickeln können, sowie die
tung und der Betrieb von elektrischen Wä
stellungsanlagen nicht gestattet. Dies gilt .
evtl. zusätzliche Kaminfeuerstellen in den
bäuden, sofern diese nur gelegenilich ben
mit naturbelassenem, stückigen HoIz
den.

J U

Anschluß und Benutzung

(1) Der Anschluß und die Benutzung der Nah
versorg'ung' erfolgen aufgrund. privat
Verträge der Grundstückseigentümer rnit
sorg'ungsunternehmen nach der Verord.nu
allgemeine Bedingungen für die
Fernwärme (AVB Fernwärme) vom ZO.
(BGBI. I, S. Z4A) zuletzt geändert durch
25.O9.199O (BGBI. I ,  S. 2106) und ergän
stimmunen für die Versorgung mit Fern
den jeweils gültigen Fassungen.

(2) Jeder Grundstückseigentümer, der von der
denburg (Oldb) zur Anschlußpfticht
wlrd, muß unverzüglich bei,dem von der
denburg (Oldb) benannten Versorgungsuq
men einen Antrag auf Abschluß eines
nach Abs. 1 steilen. 

,

9 6
Freistellungen

(1) Bauwerke, die am Tb,ge des Inkrafttretens
Satzung bereits fertiggestellt sind und die
ernissionsfreie Wärmeverbrauchsanlage
unterligen bis zur notwendisen
eingebauten Anlagen dem Anschluß- und
zungszwang gemäß g S nicht.

(2) Die Nutzung emissionsfreier, regenerativer
en zur Wärmeerzeugung wird durch die
nicht beschränkt.

s 7
Befrei ungen

(1) Die Stadt kann von den Bestimmungen
zung eine Befreiung erteilen, wenn die
führung der Bestimmungen im Einzelfall zu
offenbar nicht beabsichtigten Härte führen
und die Befreiung rnit den öffenilichen Be
vereinbar ist.

(2) Die Befreiung kann unter Bedingungen und
gen sowie befristet erteilt werden. Sie steht
dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs.

1 8 8
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:1., Ordnungswidrigkeiten
::,

Ordnungswidrig im Sinne des $ 6 Abs. 2 NGO han-

.,ralt w€r vorsätzlich oder fahrlässig den Vorschriften

är.Lt sutrlr"g zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrig-

iiieit 
kann mit einer.Geldbuße geahndet werden'

. . '  S 9
Inkrafttreten

1'. piese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntma-

rtnrrrrg im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Weser-

Ems in Kraft'

i..o.]aenrurg' 
den 28' 1 I-' 1999

l$'taat oraenturg (oldb)

iDr. Poeschel

:,öberbürgermeister

c
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,!Ly- l<reisangehörige Städte und Gemeinden

t 1. Landkreis Amlnnetla,nd

F,,
{ . , '
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,Gemeinde Edewecht
j:

li.,". Bauleltplamrng

i:.., in der Gemeinde Edeweeht

i; * Anderung des Flächennutzungsplanes in

:::,.' Osterscheps
:
_ Die Bezirksregierung Weser-Ems, Oldenburg, hat

, dt Verfügung vom 01. 02. 2OOO (Aktenz.: 2O4.L6-
,:.: 211o1-51OO4iaO) die vom Rat der Gemeinde Ede-
" wechtinseinerSitzungam08. 11. 1999beschlossene

F+'no, Anderung des Flächennutzungsplanes nebst Er-
I läuterungsberichtgenehmigt.

l, ,O"t Geltungsbereich der 40. Anderung des F1ächen-

:: nutzungsplanes ergibt sich aus der nachfolgenden
Zeichnung:

i':

Die Genehmigrrng wird gemäß $ 6 Abs. 5 BauGB be-
kanntgemacht. Mit der Bekanntmachung wird die
4o. Anderung des Flächenlutzungsplanes wirksam.

Bebauungsplan Nn 111 in Osterscheps

Der Rat der Gemeinde Edewecht hat in seiner Sit-

zung am 08. 11. 1999 den Bebauungsplan Nr. 111 in

Osterscheps nebst Begründung als Satzung beschlos-

sen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 111

ergibt sich aus der nachfolgenden Zeichnung:

Der Beschluss wird gemäß S 10 Abs. 3 BauGB be-

kanntgemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt der

Bebauungsplan Nr. 111 in Kraft.

Auf die Vorschriften des $ 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2

und Abs. 4 BauGB über die fristgemäße Geltendma-

chung etwaiger Entschädigungsansprüche für die in

den $$ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögens-

nachteile und über das Erlöschen von Entschädl-
gungsansprüchen wird hingewiesen,

Eine Verletzung der in S 214 Abs. 1 Nr. 1 und 2

BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschrif-

ten des Baugesetzbuches ist unbeachtlich, wenn sie

nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntma-

chung schriftlich gegenüber der Gemeinde Edewecht
geltend gemacht worden ist. Mängei der Abwägung

sind unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von 7

Jahren seit dieser Bekanntmachung geltend ge-

macht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verlet-

zung oder den Mangel begründen soll, ist darzule-
gen.

Die 40. Anderung des Flächennutzungsplanes und

der Bebauungsplan Nr. 111 liegen nebst Erläute-

rungsbericht bzw. Begründung ab sofort während

der Dienststunden !m Rathaus der Gemeinde Ede-

wecht - ämmer 27 -1 Rathausstr. 7, 26188 Edewecht,

unbefristet zur Einsichtnahme aus.

Abschließend wird noch darauf hingewiesen, dass

mit dem Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 111

entgegenstehendes Satzungsrecht in dem Bebau'

ungsplan Nr. 56 außer Kraft treten wird'

Edewecht, den 14. Februar 2OOO

Iwan
Gemeindedirektor

o

Z.Landkreis Aurich
8. Landkreis Cloppenburg

b)
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